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Satzung der
 
SNP Schneider-Neureither & Partner SE

mit Sitz in Heidelberg 
Stand: Nach Beschluss des Verwaltungsrats vom 6. Juni 2019   

ABSCHNITT I.
ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

	§ 1 Firma, Sitz und Geschäftsjahr

	 1.1	� Die Gesellschaft ist eine Europäische Aktiengesellschaft (Societas Europaea - SE). Die Firma der 
Gesellschaft lautet SNP Schneider-Neureither & Partner SE.

	 1.2	 Die Gesellschaft hat ihren Sitz in Heidelberg.

	 1.3	 Das Geschäftsjahr der Gesellschaft ist das Kalenderjahr.

	§ 2 Gegenstand des Unternehmens

	 2.1	� Gegenstand des Unternehmens ist die Durchführung von Unternehmensberatung und Dienstleis-
tungen auf dem Gebiet der Datenverarbeitung sowie die Entwicklung und der Vertrieb von Hard- und 
Software.

	 2.2	� Die Gesellschaft ist zu allen Geschäften und Maßnahmen berechtigt, die dem Unternehmensgegen-
stand dienen oder zu dessen Erreichung notwendig oder nützlich erscheinen. Sie kann ihren Gegen-
stand auch ganz oder teilweise mittelbar verwirklichen. Sie kann Unternehmen im In- und Ausland 
gründen oder sich als Holdinggesellschaft an solchen Unternehmen beteiligen, die einen gleichartigen 
oder ähnlichen Unternehmensgegenstand haben und zwar auch als persönlich haftende Gesell-
schafterin. Sie kann Zweigniederlassungen im In- und Ausland errichten.

	 2.3	� Die Gesellschaft ist berechtigt, Unternehmensverträge, insbesondere Beherrschungs- und Gewinn-
abführungsverträge, abzuschließen.

	§ 3 Bekanntmachungen

Die Bekanntmachungen der Gesellschaft erfolgen im elektronischen Bundesanzeiger. Informationen an 
Aktionäre können auch im Wege der Datenfernübertragung übermittelt werden.
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ABSCHNITT II.
GRUNDKAPITAL UND AKTIEN

	§ 4 Grundkapital

	 4.1 	�Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt EUR 6.602.447,- (Euro sechsmillionen-sechshundertund-
zweitausendvierhundertsiebenundvierzig) und ist eingeteilt in 6.602.447 auf den Inhaber lautende 
Stückaktien ohne Nennwert. Das Grundkapital ist in Höhe von 5.474.463 im Wege der Umwandlung 
der SNP Schneider-Neureither & Part-ner AG in eine Europäische Aktiengesellschaft (SE) erbracht.

	 4.2	� Form und Inhalt der Aktienurkunden, der Gewinnanteile und neuen Scheine bestimmt der Verwal-
tungsrat, soweit solche Urkunden ausgegeben werden.

	 4.3	� Über mehrere Aktien eines Aktionärs kann eine einheitliche Urkunde ausgegeben werden (Sammel
urkunde). Der Anspruch des Aktionärs auf Verbriefung seines Anteils ist ausgeschlossen. Die Einzie-
hung von Aktien ist gestattet.

	 4.4	� Das Grundkapital ist um bis zu EUR 1.869.030,00 eingeteilt in bis zu Stück 1.869.030 auf den Inhaber 
lautende Stückaktien bedingt erhöht (Bedingtes Kapital 2015). Die bedingte Kapitalerhöhung wird 
nur insoweit durchgeführt, wie die Inhaber oder Gläubiger von Options- oder Wandlungsrechten 
oder die zur Wandlung Verpflichteten aus gegen Bareinlage ausgegebenen Options- oder Wandel
anleihen, die von der Gesellschaft aufgrund der Ermächtigung des Verwaltungsrates durch Haupt-
versammlungsbeschluss vom 21. Mai 2015 bis zum 20. Mai 2020 ausgegeben oder garantiert werden, 
von ihren Options- oder Wandlungsrechten Gebrauch machen oder, soweit sie zur Wandlung ver-
pflichtet sind, ihre Verpflichtung zur Wandlung erfüllen, oder, soweit die Gesellschaft ein Wahlrecht 
ausübt, ganz oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrags Aktien der Gesellschaft zu 
gewähren, soweit nicht jeweils ein Barausgleich gewährt oder eigene Aktien der Gesellschaft zur 
Bedienung eingesetzt werden. Die Ausgabe der neuen Aktien erfolgt zu dem nach Maßgabe des 
vorstehend bezeichneten Ermächtigungsbeschlusses jeweils zu bestimmenden Options- oder 
Wandlungspreis. Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entste-
hen, am Gewinn teil. Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten der Durchführung 
der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen.

	 4.5	� Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesellschaft bis zum 5. Juni 2024 einmalig 
oder mehrmals in Teilbeträgen, um bis zu insgesamt EUR 3.301.223,00, das entspricht 50 Prozent 
des Grundkapitals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung gegen Bar- oder Sacheinlagen durch Aus
gabe neuer, auf den Inhaber lautender Stückaktien zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2019). Bei 
Bareinlagen können die neuen Aktien von einem oder mehreren Kreditinstituten oder Unternehmen 
im Sinne von § 186 Abs. 5 S. 1 AktG mit der Verpflichtung übernommen werden, sie den Aktionären 
zum Bezug anzubieten (mittelbares Bezugsrecht).

		�  Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, das Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen
		  a)	 um Spitzenbeträge vom Bezugsrecht der Aktionäre auszunehmen;
		  b)	�bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen, um die neuen Aktien zu einem Ausgabebetrag auszu-

geben, der den Börsenpreis nicht wesentlich unterschreitet (§§ 203 Abs. 1 und 2, 186 Abs. 3 S. 4 
AktG) und die Anzahl der ausgegebenen Aktien 10 Prozent des Grundkapitals im Zeitpunkt des 
Wirksamwerdens oder – falls dieser Wert niedriger ist – im Zeitpunkt der Ausübung der Ermäch-
tigung nicht überschreitet (Zehn-Prozent-Grenze), wobei die Ausnutzung anderer Ermächtigungen 
zur Ausgabe oder zur Veräußerung von Aktien der Gesellschaft oder zur Ausgabe von Rechten, 
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die den Bezug von Aktien der Gesellschaft ermöglichen oder zum Bezug verpflichten und dabei 
das Bezugsrecht ausgeschlossen wird, auf die Zehn-Prozent-Grenze anzurechnen ist und als  
maßgeblicher Börsenpreis der volumengewichtete durchschnittliche Kurs der Stückaktien der Ge-
sellschaft im XETRA-Handel der Frankfurter Wertpapierbörse (oder einem vergleichbaren Nach
folgesystem) während der letzten fünf Börsenhandelstage vor dem Zeitpunkt der Festlegung des 
Ausgabebetrags durch den Verwaltungsrat gilt;

		  c)	� bei Sachkapitalerhöhungen, insbesondere zum Zweck des unmittelbaren oder mittelbaren Er-
werbs von Unternehmen, Betrieben oder Beteiligungen an Unternehmen oder gewerblichen 
Schutzrechten, Lizenzen, Patenten oder sonstigen Produktrechten oder sonstigen Vermögens
gegenständen;

		  d)	�soweit es erforderlich ist, um den Inhabern der von der Gesellschaft und ihren Tochtergesell-
schaften ausgegebenen Optionsscheinen, Wandelschuldverschreibungen und Wandelgenuss-
rechten ein Bezugsrecht auf neue Aktien in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen nach  
Ausübung des Options- bzw. Wandlungsrechts zusteht bzw. zustehen würde.

	� Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, die weiteren Einzelheiten von Kapitalerhöhungen aus dem Ge
nehmigten Kapital 2019 festzulegen und bei Ausnutzung Ermächtigung die Fassung der Satzung ent-
sprechend anzupassen.

ABSCHNITT III.
UNTERNEHMENSFÜHRUNG

§ 5 Monistisches System, Organe der Gesellschaft

	 5.1	 Die Gesellschaft hat eine monistische Unternehmensführungs- und Kontrollstruktur.

	 5.2	 Die Organe der Gesellschaft sind
		  a) der Verwaltungsrat und
		  b) 	die Hauptversammlung.

	 5.3	� Der Verwaltungsrat leitet die Gesellschaft, bestimmt die Grundlinien ihrer Tätigkeit und überwacht 
deren Umsetzung.

	 5.4	� Die geschäftsführenden Direktoren führen die Geschäfte der Gesellschaft, indem sie die Grundlinien 
und Vorgaben umsetzen, die der Verwaltungsrat aufstellt.

ABSCHNITT IV.
DER VERWALTUNGSRAT

§ 6 Zusammensetzung des Verwaltungsrates

	 6.1	 Der Verwaltungsrat besteht aus mindestens drei Mitgliedern.

	 6.2	� Die Verwaltungsratsmitglieder, die nicht gleichzeitig geschäftsführende Direktoren der Gesellschaft 
sind (die „Nichtgeschäftsführenden Verwaltungsratsmitglieder”), müssen immer die Mehrheit der 
Verwaltungsratsmitglieder stellen.

	 6.3 	�Die Verwaltungsratsmitglieder werden von der Hauptversammlung bestellt. Art. 43 Abs. 3 Satz 3 
SE-VO bleibt unberührt.
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	 6.4	� Soweit die Hauptversammlung nicht bei der Wahl für einzelne der von ihr zu wählenden Mitglieder 
oder für den Gesamtverwaltungsrat einen kürzeren Zeitraum beschließt, wird ein Verwaltungsrats-
mitglied jeweils bis zur Beendigung der ordentlichen Hauptversammlung bestellt, die über die Ent-
lastung für das fünfte Geschäftsjahr nach dem Beginn der Amtszeit beschließt, längstens jedoch für 
sechs Jahre ab dem Zeitpunkt der Bestellung. Das Geschäftsjahr, in welchem die Amtszeit beginnt, 
wird nicht mitgerechnet. Wenn ein Verwaltungsratsmitglied vor Ablauf seiner Amtszeit ausscheidet, 
erfolgt vorbehaltlich § 6.7 die Wahl eines Nachfolgers für den Rest der Amtszeit des ausgeschiede-
nen Verwaltungsratsmitglieds, sofern die Hauptversammlung keine längere Amtszeit beschließt. 
Die einmalige oder mehrmalige Wiederwahl ist zulässig.

	 6.5 	�Die Verwaltungsratsmitglieder, die von der Hauptversammlung ohne Bindung an einen Wahlvor-
schlag bestellt wurden, können aufgrund eines Beschlusses der Hauptversammlung mit einer Mehr-
heit von drei Vierteln der abgegebenen Stimmen abberufen werden.

	 6.6 	�Die Mitglieder und die Ersatzmitglieder des Verwaltungsrates können ihr Amt durch schriftliche  
Erklärung niederlegen; die Niederlegung darf allerdings nicht zur Unzeit erfolgen. Es gilt eine Kündi-
gungsfrist von vier Wochen zum Monatsende. Die Erklärung ist durch Einschreiben mit Rückschein 
oder per Telefax gegenüber dem Verwaltungsratsvorsitzenden bzw. seinem Stellvertreter abzuge-
ben.

	 6.7 	�Die Hauptversammlung ist berechtigt, für jedes Verwaltungsratsmitglied ein Ersatzmitglied zu  
bestellen, das Verwaltungsratsmitglied wird, wenn das Mitglied vor Ablauf seiner Amtszeit wegfällt. 
Das Amt des Ersatzmitglieds endet mit der Beendigung der Hauptversammlung, die einen Nach
folger bestellt, spätestens mit Ablauf der Amtszeit des weggefallenen Verwaltungsratsmitglieds. 
Die Bestellung von Ersatzmitgliedern für diejenigen Verwaltungsratsmitglieder, die aufgrund binden-
der Wahlvorschläge bestellt werden, erfolgt auch aufgrund bindender Wahlvorschläge.

§ 7 Vorsitzender und stellvertretender Vorsitzender

	 7.1	� Der Verwaltungsrat wählt einen Vorsitzenden und einen stellvertretenden Vorsitzenden.

	 7.2	� Die Amtszeiten des Vorsitzenden und stellvertretenden Vorsitzenden entsprechen, soweit bei der 
Wahl nicht kürzere Amtszeiten bestimmt werden, ihren jeweiligen Amtszeiten als Verwaltungs
ratsmitglied. Wenn der Vorsitzende oder der stellvertretende Vorsitzende vorzeitig aus dem Amt 
ausscheiden, hat der Verwaltungsrat unverzüglich eine Neuwahl für die verbleibende Amtszeit der 
ausgeschiedenen Person durchzuführen.

§ 8 Zuständigkeiten des Verwaltungsrates

	 8.1	� Der Verwaltungsrat leitet die Gesellschaft, bestimmt die Grundlinien ihrer Tätigkeit und überwacht 
deren Umsetzung. Der Verwaltungsrat handelt nach Maßgabe geltenden Rechts, dieser Satzung 
und seiner Geschäftsordnung.

	 8.2	� Der Verwaltungsrat überwacht die geschäftsführenden Direktoren, kann ihnen Weisungen erteilen 
und erlässt eine Geschäftsordnung für sie.

	 8.3	� Der Verwaltungsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung zu beschließen, die nur die Fassung 
betreffen.
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§ 9 Innere Ordnung des Verwaltungsrates

	 9.1	� Der Verwaltungsrat gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung des Verwaltungsrates 
bestimmt insbesondere die Formalien der Einberufung und der Durchführung der Sitzungen,  
Beschlussfassungen und Abstimmungen des Verwaltungsrates.

	 9.2	� Erklärungen, die der Verwaltungsrat abgibt oder empfängt, um Beschlüsse des Verwaltungsrates 
umzusetzen und andere Dokumente, Ankündigungen und Maßnahmen des Verwaltungsrates  
werden vom Vorsitzenden, oder, wenn er tatsächlich oder rechtlich verhindert ist, vom stellver
tretenden Vorsitzenden abgegeben.

§ 10 Ausschüsse des Verwaltungsrates

	10.1	� Der Verwaltungsrat ist soweit gesetzlich zulässig berechtigt, die auf ihn entfallenden Aufgaben und 
Pflichten an aus seiner Mitte bestellte Ausschüsse zu übertragen.

	10.2	� Die Aufgaben und Pflichten sowie die Verfahrensordnung für die Ausschüsse bestimmt der Ver
waltungsrat, z.B. durch Erlass der Geschäftsordnungen der Ausschüsse. Soweit gesetzlich zulässig 
kann der Verwaltungsrat auch Befugnisse zur Beschlussfassung auf Ausschüsse übertragen.

	10.3	� Bei Stimmengleichheit bei einer Abstimmung im Ausschuss, dem der Vorsitzende des Verwaltungs-
rates angehört, zählt die Stimme des Vorsitzenden – aber nicht die des stellvertretenden Vorsitzenden – 
doppelt.

§ 11 Vergütung der Verwaltungsratsmitglieder

	11.1	� Jedes Verwaltungsratsmitglied erhält eine jährliche Vergütung, die von der Hauptversammlung  
bewilligt wird. Im Falle einer unterjährigen Beendigung des Amtes wird die jährliche Vergütung zeit-
anteilig gewährt. Die von der Hauptversammlung bewilligte Vergütung hat so lange Bestand, bis die 
Hauptversammlung durch Beschluss, der der einfachen Stimmenmehrheit bedarf, die Vergütung der 
Mitglieder des Verwaltungsrates ändert.

11.2	� Ein Verwaltungsratsmitglied hat Anspruch auf Ersatz sämtlicher angemessener Spesen, die im  
Zusammenhang mit seiner Tätigkeit als Verwaltungsratsmitglied anfallen (einschließlich darauf ent-
fallender Steuern).

11.3	� Die Gesellschaft kann eine D&O-Versicherung zugunsten von Verwaltungsratsmitgliedern schließen.

11.4	� Sofern und solange ein Mitglied des Verwaltungsrates zugleich geschäftsführender Direktor der 
Gesellschaft ist, ruht seine Vergütung als Mitglied des Verwaltungsrates.
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ABSCHNITT V.
DIE GESCHÄFTSFÜHRENDEN DIREKTOREN

§ 12 Bestellung, Zuständigkeiten, Abberufung

	12.1	� Der Verwaltungsrat bestellt einen oder mehrere geschäftsführende Direktoren. Mitglieder des Ver-
waltungsrates können zu geschäftsführenden Direktoren bestellt werden, sofern die Mehrheit des 
Verwaltungsrates weiterhin aus Nichtgeschäftsführenden Verwaltungsratsmitgliedern besteht.

12.2	� Der Verwaltungsrat kann einen geschäftsführenden Direktor zum Vorsitzenden der geschäftsführen-
den Direktoren (Chief Executive Officer) und einen oder zwei zu stellvertretenden Vorsitzenden der 
geschäftsführenden Direktoren ernennen.

12.3	 Der Verwaltungsrat kann auch stellvertretende geschäftsführende Direktoren bestellen. 

12.4	� Die geschäftsführenden Direktoren führen die Geschäfte nach Maßgabe des geltenden Rechts,  
dieser Satzung, der Geschäftsordnung für die geschäftsführenden Direktoren und den Weisungen 
des Verwaltungsrates.

12.5	� Geschäftsführende Direktoren können durch Beschluss des Verwaltungsrates mit einfacher Mehr-
heit der abgegebenen Stimmen abberufen werden. Geschäftsführende Direktoren, die Mitglieder 
des Verwaltungsrates sind, können nur aus wichtigem Grund im Sinne von § 84 Abs. 3 AktG oder im 
Falle der Beendigung des Anstellungsvertrags abberufen werden.

§ 13 Zustimmungsbedürftige Geschäfte

Die geschäftsführenden Direktoren dürfen die folgenden Arten von Geschäften nur mit vorheriger Zustim-
mung des Verwaltungsrates ausführen:

		  a) �Erwerb, Veräußerung und Belastung von Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten oder 
Rechten an Grundstücken und grundstücksgleichen Rechten sowie die damit zusammenhängen-
den Verpflichtungsgeschäfte;

		  b) �Abschluss, Änderung und Beendigung von Beherrschungs-, Unternehmenspacht-, Betriebsüber-
lassungs-, Gewinnabführungs- oder sonstigen Unternehmensverträgen im Sinne des § 292 AktG;

		  c) �Umwandlungen im Sinne des § 1 UmwG;

		  d) Aufnahme neuer und Aufgabe bestehender Geschäftszweige;

		  e) Emission von Anleihen und Kreditaufnahmen von mehr als EUR 10,0 Mio.

§ 14 Vertretung

	14.1	� Die Gesellschaft wird durch zwei geschäftsführende Direktoren oder durch einen geschäftsführenden 
Direktor gemeinsam mit einem Prokuristen vertreten. Wenn nur ein geschäftsführender Direktor 
bestellt ist, vertritt er/sie die Gesellschaft allein. Der Verwaltungsrat kann einzelnen geschäftsführenden 
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Direktoren Einzelvertretungsmacht einräumen und einzelne geschäftsführende Direktoren von den 
Beschränkungen des § 181 zweite Alternative BGB befreien. § 41 Abs. 5 SEAG bleibt unberührt.

14.2	� Bei der Vertretung haben stellvertretende geschäftsführende Direktoren die gleichen Rechte wie 
geschäftsführende Direktoren.

ABSCHNITT VI.
DIE HAUPTVERSAMMLUNG

§ 15 Einberufung

	15.1	 Die Hauptversammlung wird durch den Verwaltungsrat einberufen.

15.2	� Die Hauptversammlung findet statt am Sitz der Gesellschaft, an einem Ort im Umkreis von 100 km 
um den Sitz der Gesellschaft oder am Sitz einer Tochtergesellschaft in der Europäischen Union.

15.3	� Die ordentliche Hauptversammlung findet innerhalb der ersten sechs Monate eines Geschäftsjahres 
statt. Außerordentliche Hauptversammlungen sind einzuberufen, wenn es im Interesse der Gesell-
schaft erforderlich erscheint.

15.4	� Die Einberufung der Hauptversammlung und die Bekanntmachung der Einberufung erfolgen nach 
Maßgabe der jeweiligen gesetzlichen Bestimmungen.

§ 16 Voraussetzungen für die Teilnahme und Ausübung von Stimmrechten

16.1	� Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur diejenigen 
Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung bei der Gesellschaft angemeldet und ihre 
Berechtigung zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts nachge-
wiesen haben. Die Anmeldung und der Nachweis müssen der Gesellschaft in Textform unter der in 
der Einberufung hierfür mitgeteilten Adresse nach Maßgabe der gesetzlichen Fristvorschriften recht-
zeitig in deutscher oder englischer Sprache zugehen.

16.2	� Der Nachweis ist durch einen in Textform erstellten besonderen Nachweis des Anteilsbesitzes 
durch das depotführende Institut zu führen. Der Nachweis hat sich auf den Beginn des 21. Tages vor 
der Hauptversammlung zu beziehen.

16.3	� Der Verwaltungsrat kann Aktionären in der Einberufung der Hauptversammlung gestatten, an der 
Hauptversammlung auch ohne Anwesenheit an deren Ort und ohne einen Bevollmächtigten teil
zunehmen und sämtliche oder einzelne ihrer Rechte ganz oder teilweise im Wege elektronischer 
Kommunikation auszuüben (Online-Teilnahme). Der Verwaltungsrat legt die Einzelheiten der Online-
Teilnahme in der Einberufung der Hauptversammlung fest.
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§ 17 Verlauf der Hauptversammlung 

17.1	� Der Verwaltungsrat wählt den Vorsitzenden der Hauptversammlung. Für den Fall der Verhinderung 
des Vorsitzenden der Hauptversammlung wählt der Verwaltungsrat einen Stellvertreter. Der Vorsit-
zende oder der Stellvertreter leiten die Hauptversammlung (der „Versammlungsleiter“). 

17.2	� Der Versammlungsleiter bestimmt die Reihenfolge, in der die Gegenstände der Tagesordnung ver-
handelt werden, sowie die Art, Form und Reihenfolge der Abstimmungen. Der Versammlungsleiter 
ist ermächtigt, das Frage- und Rederecht der Aktionäre für den gesamten Verlauf der Hauptver-
sammlung, für die Aussprache zu einzelnen Tagesordnungspunkten oder für Frage- und Redebeiträge 
einzelner Redner zu Beginn oder während des Verlaufs der Hauptversammlung zeitlich angemessen 
zu beschränken.

17.3	� Auf Anordnung des Versammlungsleiters kann die Hauptversammlung ganz oder teilweise in Bild 
und Ton und auch über das Internet übertragen werden.

§ 18 Abstimmungen 

18.1	� Je eine Stammaktie als Stückaktie gewährt eine Stimme. Stimmrechtslose Vorzugsaktien gewähren 
vorbehaltlich zwingender gesetzlicher Vorschriften kein Stimmrecht. Soweit den Vorzugsaktien nach 
dem Gesetz ein Stimmrecht zusteht, gewährt eine Vorzugsaktie eine Stimme.

18.2	 Das Stimmrecht kann durch einen Bevollmächtigten ausgeübt werden. 

18.3	� Solange Aktienurkunden nicht ausgegeben sind, werden in der Einladung zur Hauptversammlung die 
Voraussetzungen bestimmt, unter denen die Aktionäre ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung 
ausüben können. § 135 AktG bleibt unberührt.

18.4	� Der Verwaltungsrat kann Aktionären in der Einberufung der Hauptversammlung gestatten, ihre Stim-
men auch ohne Anwesenheit am Ort der Hauptversammlung und ohne einen Bevollmächtigten 
schriftlich oder im Wege elektronischer Kommunikation abzugeben. Der Verwaltungsrat legt die 
Einzelheiten der Stimmabgabe nach § 18.4 Satz 1 in der Einberufung der Hauptversammlung fest.

18.5	� Die Beschlüsse der Hauptversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen 
gefasst, soweit nicht das Gesetz oder die Satzung zwingend eine andere Mehrheit vorschreibt.  
Soweit das Gesetz außerdem zur Beschlussfassung eine Mehrheit des bei der Beschlussfassung 
vertretenen Kapitals vorschreibt, genügt, soweit dies gesetzlich zulässig ist, die einfache Mehrheit 
des vertretenen Kapitals.

18.6	 Bei Stimmengleichheit gilt ausgenommen bei Wahlen ein Antrag als abgelehnt.

18.7	� Sofern bei Wahlen im ersten Wahlgang keine Mehrheit erzielt wird, werden die beiden Bewerber mit 
den erreichten höchsten Stimmzahlen zur Stichwahl gestellt. Bei gleicher Stimmenzahl im zweiten 
Wahlgang entscheidet das Los.

18.8	� Die Hauptversammlung beschließt insbesondere über die Verwendung des Bilanzgewinns, die Wahl des 
Abschlussprüfers, über die Entlastung der Mitglieder des Verwaltungsrates, über die Bestellung der Mit-
glieder des Verwaltungsrates, soweit gesetzlich oder in dieser Satzung nicht etwas anderes vorgeschrie-
ben ist, und in den im Gesetz vorgesehenen Fällen über die Feststellung des Jahresabschlusses.
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ABSCHNITT VII.
JAHRESABSCHLUSS, GEWINNVERWENDUNG

§ 19 Jahresabschluss

19.1	� Die geschäftsführenden Direktoren haben in den ersten drei Monaten des Geschäftsjahres für das 
vergangene Geschäftsjahr den Jahresabschluss und den Lagebericht aufzustellen und dem Verwal-
tungsrat sowie dem Abschlussprüfer unverzüglich vorzulegen. Zugleich haben die geschäftsführen-
den Direktoren dem Verwaltungsrat den Vorschlag vorzulegen, den er der Hauptversammlung für 
die Verwendung des Bilanzgewinns machen will.

19.2	� Der Verwaltungsrat hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und den Vorschlag für die Verwen-
dung des Bilanzgewinns zu prüfen und über das Ergebnis schriftlich zu berichten. Er hat seinen  
Bericht innerhalb eines Monats nach Zugang der Vorlagen den geschäftsführenden Direktoren zuzu-
leiten. Billigt der Verwaltungsrat den Jahresabschluss, so ist dieser festgestellt, sofern nicht der 
Verwaltungsrat beschließt, die Feststellung des Jahresabschlusses der Hauptversammlung zu über-
lassen.

§ 20 Verwendung des Bilanzgewinns

Stellt der Verwaltungsrat den Jahresabschluss fest, so kann er von dem Jahresüberschuss, der nach  
Abzug der in die gesetzlichen Rücklagen einzustellenden Beträge oder eines etwaigen Verlustvortrags 
verbleibt, bis zu 100 % in eine andere Gewinnrücklage einstellen. Die Hauptversammlung kann im  
Beschluss über die Verwendung des Bilanzgewinns weitere Beträge in Gewinnrücklagen einstellen und 
als Gewinn vortragen.

ABSCHNITT VIII.
GRÜNDUNGSAUFWAND

§ 21 GRÜNDUNGSAUFWAND 

21.1	� Die Gesellschaft trägt den mit der Gründung verbundenen Aufwand (Beratungskosten, Notar- und 
Gerichtskosten, Veröffentlichungskosten) bis zu einem Betrag von DM 10.000,00. Darüber hinaus-
gehende Kosten tragen die Gründer.

21.2	� Der Gründungsaufwand in Bezug auf die Umwandlung der SNP Schneider-Neureither & Partner AG 
in die SNP Schneider-Neureither & Partner SE in Höhe von bis zu EUR 500.000,00 wird von der  
Gesellschaft getragen.

Ende der Satzung
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